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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Jr. 7382.) Geſetz, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke der Einnahmen aus 
dem vormals Kurheſſiſchen Staatsſchaze. Vom 25. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
§. 1. 5 
Die Einnahmen des kommunalſtändiſchen Verbandes des Regierungsbezirks 
Kaſſel aus dem ihm gehörigen vormals Kurheſſiſchen Staatsſchatze ſind außer 
den in Unſerem Clare vom 16. September 1867. aufgeführten Zwecken für 
folgende fernere Zwecke zu verwenden: 

1) Beſtreitung der Koſten des Kommunallandtages und der kommunal⸗ 
ſtändiſchen Verwaltung, einſchließlich der im Jahre 1868. erwachſenen 
derartigen Koſten; 

2) Unterſtützung der milden Stiftungen, Armen⸗, Wohlthätigkeits und 
Rettungs⸗Anſtalten, Vermehrung der Krankenhäuſer ) 
3) Uebernahme eines Theiles der bisher vom Staate geleiſteten Unterſtützun⸗ 
en für Zwecke der Armenpflege im jährlichen Betrage von Summa 
1,000 Rthlrn.; die weitere Auseinanderſetzung hierüber bleibt der Ver⸗ 
einbarung zwiſchen ſtändiſchen und Staats⸗Behörden vorbehalten; 

4) Gründung eines Taubſtummen⸗Inſtituts, oder Uebernahme und Unter⸗ 
1 7 des zu Homberg beſtehenden ſammt den hierfür benutzten Räum⸗ 
ichkeiten / 

5) Beſtreitung der Koſten des Unterhalts elternloſer unvermögender Kinder, 
ſoweit die Verpflichtung hierzu nach dem Ausſchreiben des vormaligen 
Kurheſſiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1822. (Kurheſſiſche 
Geſetz⸗Samml. S. 45.) dem Staate obliegt / 

6) Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Landesmeliorationen. 

Die nach Nr. 2. zu leiſtenden Ausgaben gehen vom 1. Januar 1869. 
und die nach Nr. 3. bis 6. zu leiſtenden vom 1. Januar 1870. ab auf den 
kommunalſtändiſchen Verband über. 8 

Jahrgang 1869. (Nr. 73827388 70 §. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 17. April 1869. 


m - 
Verwendungen der Einnahmen aus dem vormals Kurheſſiſchen Staats⸗ 
ſchatze zu anderen als den vorſtehend bezeichneten und den in Unſerem Erlaſſe 
vom 16. September 1867. aufgeführten Zwecken können von dem Kommunal⸗ 
landtage mit Unſerer Genehmigung beſchloſſen werden. 
| H. 3. | 
Soweit die Einnahmen aus dem vormals Kurheſſiſchen Staatsſchatze nicht 
ausreichen, ſind die Koſten der in Unſerem Erlaſſe vom 16. September 1867. 
und im F. 1. Nr. 1. bis 5. des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten Einrichtungen 
und Anlagen von dem kommunalſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks 
Kaſſel nach Maaßgabe der Verordnung vom 20. September 1867., betreffend 
die kommunalſtändiſche Verfaſſung im Regierungsbezirke Kaſſel, aufzubringen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 25. März 1869. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


(Jr. 7383.) Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung für den Regierungsbezirk Wiesbaden mit Aus⸗ 
nahme des Kreiſes Biedenkopf. Vom 5. April 1869. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Regierungsbezirk Wiesbaden, mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf, 
was folgt: f 

§. 1 


Nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes findet ſtatt: RER], 
I. die Ablöſung der als Dienſtbarkeit (Servitut) auf dem Grundeigen⸗ 
tthum laſtenden Nutzungsberechtigungen b 
I) zur Weide, 8 8 Are 
2) ur Maſt, zum Bezuge oder Mitgenuß von Holz, Lohe und Streu, 
J) zum Plaggen, Raſen⸗ und Bültenhieb, g 
4) zum Grasſchnitt und zur Nutzung von Schilf, Binſen oder Rohr 
auf Ländereien und Privatgewäſſern aller Art, 5 
5) zum Pflücken des Graſes (Grasrupfen) und des Unkrauts, letzteres 
in den beſtellten Feldern (zum Krauten) / a 


6) zum 
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6) zum Pferch, 8 ä Be 
7) zur Fiſcherei in ſtehenden oder fließenden Wrivatgewäflern; 

II. die Theilung von Grundſtücken, welche von mehreren Miteigenthümern 
ungetheilt beſeſſen und durch gemeinſame Ausübung einer oder mehrerer 
der nachbenannten Nutzungen: 

Weide, Grasſchnitt, Waldmaſt, Holz oder Streunutzungen, Plaggen⸗ 
Rafen- und Bültenhieb , Torfnutzung „ 


benutzt werden. 
$. 2. 

Zu dem Antrage auf Theilung eines gemeinſchaftlichen Eigenthums iſt ein 
jeder Miteigenthümer, zu dem Antrage auf Ablöſung einer Dienſtbarkeit ſowohl 
der Berechtigte, als der Eigenthümer des verpflichteten Grundſtücks befugt. 

Das Recht 1 Antrage auf Theilung oder Servitutablöſung ſteht auch 
demjenigen zu, welcher den Antheil am Miteigenthum oder ein berechtigtes oder 
verpflichtetes Grundſtück als nutzbarer Eigenthümer beſitzt, nicht aber namentlich 
dem perſönlichen Nießbraucher oder dem antichretiſchen Pfandbeſitzer. 

°  Gemeinfchaftliche Beſitzer deſſelben Antheils am Miteigenthum oder gemein⸗ 
ſchaftliche Eigenthümer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks können 
nur gemeinſchaftlich die Ablöſung einer Dienſtbarkeit beantragen; die nach den 
Antheilen zu berechnende Minderzahl von ihnen muß ſich aber dem in dieſer Be⸗ 
ziehung gefaßten Beſchluſſe der Mehrzahl unterwerfen. 


. 

Das zur Beſtreitung der Laſten und Ausgaben der Gemeinden beſtimmte 
Vermögen (in Städten Kämmereivermögen genannt) kann durch eine Gemeinheits⸗ 
theilung niemals in Privatvermögen der Gemeindeglieder verwandelt werden. 

Ebenſowenig darf derjenige Theil des Vermögens einer Gemeinde, deſſen 
Nutzungen den einzelnen Gemeindemitgliedern oder Einwohnern vermöge dieſer 
ihrer Eigenſchaft zukommen (das Gemeindeglieder⸗Vermögen, in Städten Bürger⸗ 
vermögen genannt), durch eine Gemeinheitstheilung in Privatvermögen der Mit⸗ 
glieder oder Einwohner verwandelt werden. 

Deieſe Beſtimmung findet auch dann Anwendung, wenn die den Mitgliedern 
oder Einwohnern als ſolchen zuſtehenden Nutzungsrechte noch außerdem durch den 
Beſitz eines Grundſtücks oder durch beſondere perſönliche Verhältniſſe bedingt ſind. 

Die Abfindung für ſolche Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde als 
Korporation zu, während die berechtigten Gemeindemitglieder oder Einwohner die 
Benutzung dieſer Abfindung für die Dauer ihrer Nutzungsrechte erhalten. 

Dagegen gehören Nutzungsrechte der Gemeindemitglieder oder Einwohner 
am Gemeindemitglieder⸗Vermögen, welche denſelben nicht vermöge dieſer ihrer 
Eigenſchaft, ſondern aus einem anderen Rechtstitel gebühren, nicht zum Gemeinde⸗ 
vermögen, ſondern zum Privatvermögen der Nutzungsberechtigten, in welches daher 
auch die auf dieſe Rechte bei der Gemeinheitstheilung fallenden Abfindungen übergehen. 


i F. 4. 
Andere als die im $. 1. genannten Nutzungsberechtigungen, welche als 
„Gr. 7883.) 70 Dienſt⸗ 
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Dienſtbarkeit auf dem Grundeigenthum laſten, ſind auf einſeitigen Antrag nicht 
ſelbſtſtändig ablösbar, ſondern die Ablöſung derſelben kann nur bei Gelegenheit 
einer anderen nach dieſem Geſetze ſtattfindenden Theilung oder Ablöſung auf 
Antrag eines im Verfahren Betheiligten gefordert werden, inſofern ſie der 
wirthſchaftlich zweckmäßigen Benutzung des dem Verfahren unterworfenen Grund⸗ 
ſtücks hinderlich find. 

F. 5. 

Das Recht auf Theilung oder Ablöſung anzutragen, wird durch entgegen⸗ 
ſtehende Verträge, Willenserklärungen oder Judikate nicht ausgeſchloſſen und 
erlifcht nicht durch Verjährung. Verträge oder Willenserklärungen, welche eine 
Ausſchließung dieſes Rechts feſtſetzen, ſind auf keine längere Zeit als auf zehn 
Jahre verbindlich. 

Nach dem Ablaufe dieſer Periode ſteht es jedem Betheiligten frei, ſein 
Recht auf Theilung oder Ablöſung geltend zu machen. 


§. 6. | 

Ueber das Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang des Mit⸗ 
ehen „ſowie der abzulöſenden Berechtigungen, iſt lediglich nach den be⸗ 
ſtehenden Rechtsnormen zu entſcheiden. 

Die zur Weidetheilnahme berechtigte Viehzahl iſt in Ermangelung rechts⸗ 
beſtändiger Willenserklärungen, rechtskräftiger Erkenntniſſe, ſtatutariſcher Rechte 
oder feſten Herkommens, 

1) bei den Intereſſenten, welche zur Erzeugung von Winterfutter geeignete 
Grundſtücke beſitzen, nach dem Futterertrage dieſer Grundſtücke, 
2) bei anderen Intereſſenten und ſoweit die nach Nr. 1. feſtzuſtellende Vieh⸗ 
zahl eine geringere iſt, auf anderthalb Kühe 
eſtzuſetzen. 
feſtzuſetz 8 7 


Bei jeder Theilung und Ablöſung bleibt die Beſtimmung der Art und 
Größe der Abfindung, welche einem jeden Theilnehmer gebührt, ſowie die Aus⸗ 
führung der Auseinanderſetzung, zunächſt dem freien Uebereinkommen der Parteien 
lberlaſſen Doch haben dieſelben dabei die Vorſchriften der §§. 12. und 19. zu 
beachten; auch müſſen die Theilungs⸗ und Ablöſungsverträge zur Prüfung und 
Beſtätigung der Auseinanderſetzungsbehörde vorgelegt werden. a 

Kommt eine Uebereinkunft der Parteien nicht zu Stande, fo finden fol⸗ 
gende Regeln Anwendung. alle 
St Maike 17577 

Die Theilung und Ablöſung wird dadurch bewirkt, daß jedem Theilnehmer 
an Stelle ſeines 9 oder Nutzungsrechtes eine angemeſſene Abfindung 
an Geldrente, Kapital oder Grundſtücken überwieſen wird. 


§. 9 


Zau dieſem Behuf iſt der Werth der Theilnehmungsrechte durch Sachver⸗ 
ſtändige abzuſchätzen. 0 
‚Du 


„„ 


PR Dabei wird der Grund und Boden nach feinem gemeinen Werthe ver⸗ 
anſchlagt. It tn 501 N 
Die Schätzung der abzulöſenden Berechtigungen erfolgt nach der land. 
üblichen örtlich anwendbaren Art ihrer Benutzung und dem durchſchnittlichen 
Ertrage derſelben, mit Rückſicht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigter. 

Der abgeſchätzte Werth darf niemals den geſammten gemeinen Werth 
dieſer Art von Nutzung des belaſteten Grundſtücks überſteigen. 

Bei den auf Forſten haftenden, nach dieſem Geſetze ablösbaren Dienſt⸗ 
barkeiten hat jedoch der Beſitzer des belaſteten Waldes, wenn er Provolat iſt, 
die Wahl, ob er den Dienſtharkeitsberechtigten nach dem Nutzungsertrage der 
Dienſtbarkeit, oder nach dem Vortheile, welcher dem Belaſteten aus deren Auf⸗ 
hebung erwächſt, entſchädigen will. Im letzteren Falle darf aber die Höhe der 
Entſchädigung den Nutzungswerth der Berechtigung nicht überſteigen. 

F. 10. 

Bei Ablöſung der Weide⸗ und Gräſerei⸗Berechtigung in Forſten iſt ein 
mittelmäßiger Holzbeſtand zum Grunde zu legen, wenn nicht der Forſt zur Zeit 
der Auseinanderſetzung beſſer als mittelmäßig beſtanden, oder die Befugniß des 
Waldbeſitzers, die Forſtkultur bis zum mittelmäßigen Holzbeſtande zu treiben, 
durch Verträge, Verjährung oder Judikate verloren gegangen iſt. 

Bei den ſogenannten Pflanzwaldungen iſt der mittelmäßige Holzbeſtand 
nach denjenigen Grundſätzen zu bemeſſen, welche für die Wiederkultur vor Erlaß 
des gegenwärtigen Geſetzes maaßgebend geweſen ſind. N 


§. 11. 


Bei Ermittelung und Feſtſtellung des Werthes der Nutzungsrechte kommen 
die dem Berechtigten für dieſe Nutzungsrechte obliegenden Gegenleiſtungen in Abzug. 
Der Werth wechſelſeitiger Dienſtbarkeiten wird inſoweit, als dies möglich 
iſt, durch Kompenſation ausgeglichen. 
$. 12. 
5 Jeder Miteigenthümer kann in der Regel die Theilung des gemeinfchaft- 
lichen Grundſtücks in Natur verlangen, ſoweit nicht die beſtehenden Vorſchriften 
über die Minimalmaaße entgegenſtehen. 
Die Naturaltheilung eines gemeinſchaftlichen Waldes aber iſt ganz oder 
theilweiſe nur dann zuläſſig, wenn die einzelnen Antheile entweder zur forſt⸗ 
mäßigen Benutzung geeignet bleiben oder in anderer Kulturart mit größerem 
Vortheile, wie zur Holzzucht, benutzt werden können. Außer dieſen Fällen kann 
die Auseinanderſetzung der Miteigenthümer eines Waldes nur durch öffentlichen 
Verkauf an den Meiſtbietenden bewirkt werden. Daſſelbe geſchieht auch bezüglich 
der Auseinanderſetzung wegen anderer gemeinſchaftlicher Grundſtücke, deren Natural⸗ 
theilung durch die Vorſchriften über die Minimalmaaße behindert wird. 
. 

Die Abfindung für Dienſtbarkeitsrechte zur Maſt, zum Pferch und zur 
Fiſcherei, ſowie für urkundlich verliehene feſte Bau-, Nutz⸗ und Brennholzabgaben, 
iſt in feſter Geldrente zu gewähren und anzunehmen. Derartige feſte eee 
Gr. 7383) N 5 


NEE HIT 
n t 
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ſind auch in dem Falle nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes ablösbar, 
wenn fie keine Dienſtbarkeiten, ſondern Reallaſten bilden. Von der Ablösbarkeit 
ſind jedoch ausgeſchloſſen die auf Reallaſten beruhenden Holzabgaben an Kirchen, 
Pfarren, Küſtereien und Schulen. FM 

Hat bei einer Fiſchereiberechtigung der Belaſtete auf die Ablöſung angetragen, 
ſo iſt der Berechtigte zu verlangen befugt, daß ihm ſeine noch brauchbaren Fiſcherei⸗ 
Geräthe gegen Erfah des Werthes derſelben von dem Provokanten abgenomme 
werden. f 

$. 14. 


Die Abfindung für die übrigen nach den §H. 1. und 4. abzulöſenden Dienſt⸗ 
barkeiten erfolgt in der Regel durch Abtretung von verhältnißmäßigen Theilen des 
belaſteten Grundſtücks oder durch anderes dazu geeignetes Land, wenn ſolches vom 
Verpflichteten angeboten wird. Das abzutretende Grundſtück muß einen Kapital⸗ 
werth haben, welcher dem zwanzigfachen Betrage der jährlichen nach §d. 9. ff. zu 
berechnenden Entſchädigung gleichkommt. 

Wenn eine Landentſchädigung dem wirthſchaftlichen Intereſſe entweder des 
Berechtigten oder des Verpflichteken nach ſachverſtändigem Ermeſſen nicht entſpricht, 
ſo muß die Abfindung auch für dieſe Dienſtbarkeiten ganz oder theilweiſe in feſter 
Geldrente gegeben und angenommen werden. 

Das letztere muß bei den auf Forſten haftenden Dienſtbarkeitsrechten zur 
Weide, zum Grasſchnitt, 1 Bezuge von Holz, Lohe und Streu, ſowie zum 
Plaggen⸗, Raſen⸗ und Bültenhiebe — vorbehaltlich der auch hier zuläſſigen ander⸗ 
weiten Einigung der Betheiligten — auch dann geſchehen, wenn die Landabfindung 
bei ihrer Benutzung in anderer Kulturart nachhaltig keinen höheren Ertrag als 
bei der Benutzung zur Holzzucht zu gewähren vermag. 

Iſt dieſes dagegen der Fall, ſo wird die Abfindung dem Berechtigten in 
ſolcher anderen Kulturart unter Berückſichtigung der erforderlichen Kulturkoſten 
angerechnet, aber niemals zu einem geringeren Werthe, als das Land bei der 
Benutzung zur Holzzucht haben würde. 

Die auf dem Abfindungslande befindlichen Holzbeſtände verbleiben dem 
Forſteigenthümer. Er muß dieſelben vor der Uebergabe des Landes, im Mangel 
einer Einigung, nach der Beſtimmung der Auseinanderſetzungsbehörde binnen einer 
Friſt, welche drei Jahre nicht überſteigen darf, abräumen. 0 

Bis zur vollſtändigen Abräumung und Uebergabe des Entſchädigungslandes 
hat der Forſteigenthümer eine dem Extragswerthe der noch nicht abgetretenen 
Fläche entſprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 

Für Dienſtbarkeitsrechte zum Mitgenuß von Holz und zum Streuholen 
iſt jedoch der belaſtete Grundbeſitzer befugt, die Entſchädigung des Berechtigten 
in auch nur zur Holzzucht geeignetem beſtandenen Forſtlande mit Anrechnung der 
darauf befindlichen Holzbeſtände zu gewähren, wenn letztere zu einer nachhaltigen 
forſtmäßigen Benutzung geeignet ſind. In dieſem Falle muß aber die Abfindungs⸗ 
fläche, wenn ſie einen nur zu Hochwaldwirthſchaft geeigneten Holzbeſtand enthält, 
mindeſtens einen Umfang von dreißig Meter Morgen haben. 1 


F. 15. | 


Findet der belaftete Eigenthümer einzelne Dienſtbarkeitsberechtigte ab, 15 
ist 


ae 


iſt er befugt, nach Verhältniß des Theilnehmungsrechtes des abgefundenen einen 
unter Berückſichtigung der wirthſchaftlichen Intereſſen beider Parteien zu beſtim⸗ 
menden Theil des benutzten Gegenſtandes der Mitbenutzung der übrigen noch 
nicht abgefundenen Theilnehmer zu entziehen und darüber frei zu verfügen. 


5 $. 16. 

Eine jede Landabfindung iſt in derjenigen Lage auszuweiſen, welche den 
gegen einander abzuwägenden wirthſchaftlichen Intereſſen aller Betheiligten am 
meiſten entſpricht. 

f Eine Verlooſung findet nur inſoweit ſtatt, als die wirthſchaftliche Lage 
der Abfindungen dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Jedem Theilnehmer müſſen die erforderlichen Wege und Triften zu ſeiner 
Abfindung verſchafft werden, auch iſt für die nöthigen Gräben zu ſorgen, ohne 
welche der Boden denjenigen Ertrag, zu dem er abgeſchätzt worden iſt, nicht 
gewähren kann. 

Desgleichen iſt jeder Theilnehmer zu verlangen befugt, daß ihm die unent⸗ 
behrliche Mitbenutzung der Tränkſtätten auf den auseinandergeſetzten Grundſtücken 
vorbehalten und dieſe Stätten ſo ausgewieſen werden, wie es für alle Betheiligten 
am bequemſten iſt. 

Die vor der Auseinanderſetzung ſchon gemeinſchaftlich benutzten Lehm-, 
Sand⸗ Kalk- und Mergelgruben, Kalk» und andere Steinbrüche bleiben zur 
gemeinſchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, inſofern die Theilnehmer 
deshalb nicht durch Ueberweiſung beſonderer Vorräthe dieſer Art ausgeglichen 
werden können. 

Die zur Herſtellung und Unterhaltung aller dieſer Anlagen zu machenden 
Verwendungen ſind von allen Betheiligten nach Verhältniß ihrer Theilnehmungs⸗ 
rechte aufzubringen. 

F. 17. 


Die über die betheiligten Grundſtücke führenden Wege können, inſoweit 
es für die zweckmäßige Einrichtung des Auseinanderſetzungsplanes nöthig erſcheint, 
verlegt und ſelbſt aufgehoben werden, ohne daß den bei dem Gebrauche dieſer 
Wege Betheiligten, ſobald ihnen nicht ein erheblicher Nachtheil aus der Verän⸗ 
derung entſteht, ein Widerſpruch dagegen geſtattet iſt. 

5 Daſſelbe gilt in Betreff der Verlegung von Gräben, Flüſſen und 
Brücken. g 

H. 18. 

f Die Umlegung derjenigen Grundſtücke, welche nicht zur Abfindung aufzu⸗ 
hebender Berechtigungen abzutreten ſind, erfolgt nicht nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes, ſondern nach der Verordnung vom 2. September 1867., be⸗ 
treffend die Güterkonſolidation (Geſetz-Samml. S. 1462.) 

\ Den Intereſſenten einer Ablöſung oder Theilung iſt es jedoch geftattet, in 
Verbindung mit derſelben auch ihre dabei 1 7 betheiligten Grundſtücke dem 
Amtauſch zur Herſtellung einer wirthſchaftlichen Lage zu unterwerfen. Auf ſolche 
Nebengeſchäfte findet der $. 8. der Verordnung vom 30, Juni 1834. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1834. S. 96.) Anwendung. 

(Nr, 7888.) $. 19. 
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$. 19. 

Eine Vereinigung der Parteien über eine andere Rente als eine feſte Geld⸗ 
rente iſt ee 

Alle Entſchädigungsrenten für aufgehobene Nutzungsrechte ſind auf den 
Antrag ſowohl des Berechtigten als des Verpflichteten nach vorhergegangener 
ſechsmonatlicher Kündigung durch Baarzahlung des zwanzigfachen Betrages der⸗ 
ſelben ablösbar. 

Dem Verpflichteten iſt es geſtattet, das Kapital in vier aufeinander fol⸗ 
genden einjährigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfriſt an gerechnet , 
zu gleichen Theilen abzutragen, doch iſt der Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen 
anzunehmen verbunden, welche mindeſtens Einhundert Thaler betragen. 

Der jedesmalige Rückſtand iſt mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen. 

Den Parteien ſteht es frei, ſich über andere Zahlungstermine und einen 
anderen Ablöſungsſatz zu vereinigen, jedoch darf der letztere nie den fünf und 
wanzigfachen Betrag der Jahresrente überfteigen; Verabredungen, welche dieſer 
Vorſchrift zuwiderlaufen, haben die Wirkung, daß der Berechtigte auf Grund 


derſelben nur den fünf und zwanzigfachen Betrag der Jahresrente zu fordern 
befugt iſt. 8. 20 f 


Sind bei einer Servitutablöſung oder Theilung dritte Perſonen, namentlich 
Obereigenthümer, Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Intereſſenten, Wiederkaufsberechtigte, 
hypothekariſche Gläubiger, Nießbrauchsberechtigte, Leibzüchter, Pächter betheiligt, ſo 
ſteht denſelben ein Widerſpruchsrecht gegen die Auseinanderſetzung nicht zu. 


$. 21. 

Die Abfindung, welche jeder der Theilnehmer durch die Auseinanderſetzung 
erhält, tritt an die Stelle der dafür aufgehobenen Theilnahmerechte, der dadurch 
abgelöſten Berechtigungen oder der dafür abgetretenen Grundſtücke und überkommt 
in rechtlicher Beziehung alle Eigenſchaften derſelben. a 

Das zur Ablöſung eines Nutzungsrechtes abgetretene Land wird von allen 
auf dem verpflichteten Grundſtücke laſtenden Pfandverbindlichkeiten frei und da⸗ 
gegen den auf dem Nutzungsrechte haftenden Pfandverbindlichkeiten unterworfen. 

Renten und Kapitalien, welche zur Abfindung IR eine abgelöfte Dienft- 
barkeit zu entrichten find, haben einen Pfandrechtstitel in Bezug auf dasjenige 
Grundſtück, welches der abgelöſten Dienſtbarkeit unterlag und genießen vor allen 
hypothekariſchen Forderungen daſſelbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöſten Rechte 
zuſtand. Desgleichen haben Renten und Kapitalien, welche an die Stelle auf⸗ 
gehobener Theilnahmerechte oder abgetretenen Grundeigenthums treten, einen 
Pfandrechtstitel in Bezug auf diejenigen Grundſtücke, auf welche ſie durch den 
Auseinanderſetzungsplan gelegt werden und zwar mit dem Vorzugsrechte vor 
allen übrigen Hypotheken. 

Der Eintrag der Renten und Kapitalien in die betreffenden öffentlichen 
Bücher mit dem zuſtändigen Vorzugsrechte erfolgt auf Grund der gegenwärtigen 
Beſtimmung. f 
Im Konkurſe findet bezüglich der fälligen Renten ein Anſpruch auf vor⸗ 

zugs⸗ 
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zugsweiſe Befriedigung nur inſoweit ſtatt, als ein ſolcher den aus dem abgelöſten 
Rechte ſtammenden fälligen Forderungen bisher zugeſtanden hat 5 

Die Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und der Juſtiz 
werden ermächtigt, mit Rückſicht auf die verſchiedene Hypotheken verfaſſung den 
Behörden die näheren Anweiſungen zu ertheilen, welche zur Sicherung der Rechte 
der Renten⸗ und Kapitalsempfänger und deren Realberechtigten erforderlich find. 


8.225 


0 Die Grundſteuern und öffentlichen Laſten verbleiben auf den Grundſtücken, 
auf welchen ſie vor der Auseinanderſetzung gehaftet haben. 

Erfolgt ein Umtauſch grundſteuerfreier oder bevorzugter Grundſtücke gegen 
vollbeſteuerte Grundſtücke, ſo treten die letzteren dadurch in die Klaſſe der grund⸗ 
ſteuerfreien oder bevorzugten über. 

In den Gemarkungen, in welchen eine Amlegung von Grundſtücken ſtatt⸗ 

findet, kann gleichzeitig mit der Ausführung derſelben unter Genehmigung der 
Steuerbehörde der Geſammtbetrag derjenigen Grundſteuer, welcher von den der 
Umlegung unterworfenen Grundſtücken bis dahin entrichtet worden iſt, auf die 
Landabfindungspläne anderweitig nach den für die Auseinanderſetzung angewandten 
Reinerträgen vertheilt werden. 
Bei der Aucseinanderſetzung nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes findet 
weder eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den ſervitutpflichtigen Grund⸗ 
ſtücken auferlegten oder aufzuerlegenden Grundſteuern „noch auch eine Umſchrei⸗ 
bung der von den ſervitutberechtigten Grundſtücken für die abgelöſten Dienſt⸗ 
barkeitsrechte zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten Grundſtücke ſtatt. 

Dagegen haben im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau die 
Servitutberechtigten die nach Vorſchrift des F. 16. und folgende des Naſſauiſchen 
Steueredikts vom 10/14. Februar 1809. von dem Inhaber des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks für die Dienſtbarkeitsrechte mit Vorbehalt des Rückgriffs bezahlten Grund⸗ 
ſteuern dem letzteren in denſelben Terminen wie bisher bis zu dem Zeitpunkte 
zu erſtatten, wo in Folge der durch F. 3. der Verordnung vom 11. Mai 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 593.) angeordneten anderweiten Veranlagung der Grund⸗ 
ſteuer von den Liegenſchaften in e des Geſetzes vom 21. Mai 1861. 
(Geſetz-Samml. S. 253.) die bisherige Naſſauiſche Grundſteuer ſowohl von den 
Grundſtücken als von den Dienſtbarkeitsrechten in Wegfall komm. 


105 7 f H. 23. 5 
Nießbraucher müſſen ſich mit dem Genuſſe der Abfindung begnügen. 

1 Pächter müſſen ſich mit der Nutzung der Landabfindung begnügen, ihnen 
fallen die Entſchädigungen für vorübergehende Nachtheile zu, inſoweit ſie ſich 
nicht über die Pachtzeit hinaus erſtrecken, auch müſſen die Verpächter die An⸗ 
legung der erforderlichen Wege, Gräben, Tränken und Einfriedigungen der 
Grundſtücke bewirken oder den Pächtern die dafür gemachten Auslagen erſtatten. 
| Eine Rentenentſchädigung bezieht während der Pachtzeit der Pächter, und 
bei einer a en ift er berechtigt, deren Zinsbetrag zu fünf Prozent 
von der jährlichen Pachtzahlung nach Verhältniß der kontraktlichen Zahlungs⸗ 
termine abzuziehen. ö 
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Will der Pächter ſich mit dieſen Entſchädigungen nicht begnügen, ſo ſteht 


ihm frei, binnen drei Monaten, nachdem ihm der Auseinanderſetzungsplan be⸗ 
kannt gemacht worden iſt, die Pacht zu kündigen. 1 

Die Pacht hört alsdann mit dem Ende des laufenden Pachtjahres auf / 
wenn aber ſeit dem Tage der Kündigung bis zu dieſem Termin nicht mindeſtens 
drei Monate verſtrichen ſind, ſo währt das Pachtverhältniß noch für das nächſte 
Jahr fort. 

f Der Nießbraucher desjenigen Grundſtücks, welches die Abfindung gewährt, 
hat die Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entrichten und 
muß im Falle einer Kapitalentſchädigung dem Eigenthümer, welchem die Baar⸗ 
zahlung derſelben obliegt, die Zinſen des Kapitals, zu fünf Prozent gerechnet, 
vom Zahlungstage ab vergüten. 

Das Nämliche gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundſtücks. Doch 
ſteht es demſelben auch in dieſem Falle frei, die Pacht nach den obigen Be⸗ 
ſtimmungen zu kündigen. 

Das dem Pächter in dieſem Paragraphen eingeräumte Recht der Kündi⸗ 
gung findet nicht ſtatt, wenn nach dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungsbehörde 
bei Servitutablöſungen das abgelöſte Recht im Verhältniß zur ganzen Wirth⸗ 
ſchaft fo unbedeutend ift, daß aus der Ablöſung keine merkliche Veränderung 
der Wirthſchaftsverhältniſſe entſtehen kann und bei Theilung oder Umlegung von 
Grundſtücken durch dieſelbe weder ein erheblicher Nachtheil für den Pächter er⸗ 
wächſt, noch eine erhebliche Aenderung der Wirthſchaftsverhältniſſe des verpach⸗ 
teten Guts zu erwarten iſt. Sind für den Fall einer Theilung oder Ablöſung 
0 dem Pächter und Verpächter in dem Pachtvertrage andere Abreden über 

ie Auseinanderſetzung auf rechtsverbindliche Weiſe getroffen worden, fo behält 
es bei dieſen ſein Bewenden. f 


F. 24. 


In Anſehung der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen, ſoweit 
fie nicht durch die $$. 20. bis 23. geregelt find, und in Anſehung des gan 
Auseinanderſetzungsverfahrens, ſowie der Koſtenanſätze finden dieſelben Vorſchriften 
Anwendung, welche durch das Geſetz wegen Ablöſung der Reallaſten in den 
vormals Naſſauiſchen Landestheilen und in der Stadt Wetzlar mit Gebiet vom 
4. Juli 1840. (Geſetz⸗Samml. von 1840. S. 195.) und durch deſſen Ergän⸗ 
zungen ertheilt worden ſind. 

Jedoch findet bei der Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten und 
ellen ft a ſchiedsrichterliches Verfahren nur mit Einverſtändniß aller Be⸗ 

eiligten ſtatt. 

Die Ausführung der Geſchäfte wird der Regierung zu Wiesbaden als 
Auseinanderſetzungsbehörde, einem daſelbſt zu errichtenden Spruchkollegium für 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten, welches aus drei zum Richteramte quali⸗ 
ſizirten und aus zwei der landwirthſchaftlichen Gewerbelehre kundigen Mitgliedern 
1 7 foll, und dem Reviſionskollegium für Landeskulturſachen zu Berlin über- 

tagen. 

In Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und deren Umfang, ſowie 
überhaupt wegen ſolcher Rechtsverhältniſſe, welche, abgeſehen von den Beſtim⸗ 

mun⸗ 
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mungen dieſes Geſetzes, Gegenſtand eines Prozeſſes im ordentlichen Rechtswege 
hätten werden können / hat in letzter e e Ober⸗Appellationsgericht in Berlin 
zu entſcheiden. Dabei kommen die für dieſes Gericht geltenden Beſtimmungen 
über die Rechtsmittel und die dafür beſtehenden Prozeßvorſchriften zur An⸗ 
wendung. 9.25 


Nutzungsberechtigungen, welche durch $. 1. des gegenwärtigen Geſetzes für 
ablösbar erklärt ſind, können in Zukunft nur durch einen von einem Gerichte 
oder einem Notar beurkundeten Vertrag errichtet werden. 

Der fortgeſetzte Beſitz und eine auf denſelben geſtützte Verjährung reicht 
in Zukunft zu ihrer Erwerbung nicht hin. Der Lauf der erwerbenden Verjah⸗ 
rung wird in Anſehung ſolcher Nutzungsberechtigungen mit dem Tage, an welchem 
das gegenwärtige Geſetz in Kraft tritt, unterbrochen. 

In Anſehung der Befugniß zur Ausſchließung des Antrages auf Ablöſung 
iſt auch für Nutzungsrechte, welche in Zukunft errichtet werden, die Beſtimmung 
des §. 5. maaßgebend. 9. 26 


Gemeinſchaftliches Eigenthum der im §. 1 bezeichneten Art, welches nach 
Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes entſteht, kann nur nach Vorſchrift der 
allgemeinen Geſetze getheilt werden. 


8 


Von den Koſten der Ablöſung einſeitiger Forſtſervituten werden die der 
Vermeſſung und Bonitirung des belaſteten Waldes, inſofern dieſelben unver⸗ 
e ſind, von allen Theilnehmern nach Verhältniß der Theilnehmungsrechte 
etragen. i 
Sn Die übrigen Auseinanderſetzungskoſten tragen die Theilnehmer nach Ver⸗ 
hältniß des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderſetzung erwächſt. 
En» Das ungefähre Verhältniß dieſes Vortheils wird von dem Auseinander⸗ 
. ee ea ermeſſen und der Koſtenpunkt von der Auseinanderſetzungs⸗ 
R ehörde feſtgeſetzt. 9 8 

In anderen Theilungs⸗ und Ablöſungsſachen werden die Koſten der Ver⸗ 
meſſung und Bonitirung ebenſo wie die übrigen Auseinanderſetzungskoſten unter 
alle Theilnehmer nach Verhältniß des Vortheils vertheilt, welcher jedem Einzelnen 
aus der Auseinanderſetzung erwächſt. Iſt dieſer Vortheil nicht zu ermitteln, ſo 
ſoll ſtatt ſeiner der Werth des Theilnehmungsrechts zum Grunde gelegt werden. 
Die Koſten, welche durch Weiterungen einzelner Theilnehmer oder durch 
Prozeſſe entſtanden ſind, fallen nach den Regeln über die Prozeßkoſten dem 
unterliegenden Theile zur Laſt. a 
$. 28. 


Durch das gegenwärtige Geſetz werden die vor dem Eintritte feiner Rechts⸗ 
kraft in Theilungs⸗ und Ablöſungsſachen auf rechtsbeſtändige Weiſe wu 
Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Entſchädigung und über das Koſten⸗ 
Beitragsverhältniß nicht geändert. 
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Die dem Hauptgegenſtande nach noch nicht zur Ausführung gebrachten 
Theilungen und Servitutablöſungen gehen in derjenigen Lage, in welcher ſie ſich 
befinden, in das neue Verfahren über. | 


$. 29. 


Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenſtände, worüber dieſe Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗Ordnung Beſtimmungen enthält, werden, inſoweit fie mit derſelben 
unvereinbar ſind, außer Kraft geſetzt. Die Naſſauiſche Verordnung für die Be⸗ 

n der Hauberge vom 5. September 1805. bleibt aber unverändert 
ehen. i 
$. 30. 

Die Beſtimmungen der $$. 20. bis einſchließlich 23. dieſes Geſetzes und 
des F. 109. des Geſetzes vom 2. März 1850. (Geſetz⸗Samml. für 1850. S. 77.) 
kommen auch bei den nach der Verordnung vom 2. September 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1867. S. 1462.) ſtattfindenden und den früher eingeleiteten, noch 
nicht zum Abſchluß gelangten Güterkonſolidationen zur Geltung. 

Werden von Güterkonſolidationen ſolche Grundſtücke betroffen, welche einer 
gemeinſchaftlichen Benutzung unterliegen, die nach dem gegenwärtigen Geſetze 
aufgehoben werden kann, ſo muß die Servitutablöſung oder Theilung gleichzeitig 
mit der Konſolidation bewirkt werden. 5 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 
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